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Beschlussvorlage 

 

Vorlage: BV/0502/2020 Datum: 15.07.2020 

Dezernat 2 

Verfasser: 50-Amt für Jugend, Familie, Senioren und Soziales Az.: 504401 

Betreff: 

Beratung und Beschlussfassung über die Bestandsanalyse zur offenen und mobilen 

Jugendarbeit mit der Ableitung aktueller Bedarfe 

Gremienweg: 

26.08.2020 Jugendhilfeausschuss  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Beschlussentwurf: 

Der Jugendhilfeausschuss stimmt der beigefügten Bestandsanalyse inhaltlich zu.  

Die Folgerungen für die personelle Ausstattung der offenen Jugendarbeit sind im Rahmen der Stel-

lenplanberatungen zu erörtern.  

 

Begründung: 

Der Stadtvorstand beauftragte das Jugendamt mit der Durchführung einer erneuten Bedarfsanalyse 

und der Überprüfung der Personalstandards für die offene und mobile Jugendarbeit in der Stadt Kob-

lenz.  

Grundlage für die Analyse ist der Beschluss des Jugendhilfeausschusses vom 25.2.2013, der dem 

Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses folgt und Jugendarbeit als Pflichtaufgabe ausweist. Die-

ser Beschluss wurde vom Stadtrat zustimmend zur Kenntnis genommen und bislang von der ADD 

Trier im Rahmen des Haushaltsgenehmigungsverfahrens (Vorlage der freiwilligen Leistungsliste) so 

akzeptiert. 

 

Zuletzt wurde dem JHA im Jahr 2016 die neue Rahmenkonzeption zur Kommunalen offenen und 

mobilen Jugendarbeit vorgelegt und von diesem beschlossen. Zu diesem Konzept hat die AG offene 

und mobile Jugendarbeit empfohlen, den Personalstandard und die konzeptionelle Ausrichtung in der 

mobilen Jugendarbeit und den Bereich Streetwork überprüfen zu lassen. Dies erfolgt nun mit der 

vorliegenden Bestandsanalyse, die der Stadtvorstand am 29.06.2020 zur Kenntnis genommen hat.  

 

Anlage/n: 

Bestandsanalyse zur offenen und mobilen Jugendarbeit in der Stadt Koblenz mit der Ableitung 

aktueller Bedarfe 

 

Historie: 

BV/0208/2019 

BV/0422/2016 

UV/0146/2013 

UV/0081/2013 

 

Auswirkungen auf den Klimaschutz: 

keine  
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